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Eine Rechnung über 3.850 Euro vom Amtsgericht flatterte unserer Mandantin ins Haus – die Kosten für ein 

Gutachten, das der Nachlassrichter in Auftrag gegeben hatte. Was war passiert? Ein recht alltäglicher Fall: 

Der hochbetagte Vater stirbt, es existieren zwei Kinder. Der Sohn liefert beim Gericht ein handschriftliches 

Testament des Vaters ab, das ihn als Alleinerben benennt. Er beantragt Erteilung eines Alleinerbscheins. 

Die Tochter – unsere Mandantin – erhält vom Nachlassgericht eine Kopie des Testaments zugeschickt und 

findet, dass das Schriftbild ungewöhnlich aussieht. Sie ruft bei Gericht an und sagt genau dies: „Das sieht 

gar nicht aus wie Papas Handschrift.“ Sonst nichts. Sie behauptet nicht, dass das Testament definitiv 

gefälscht ist und sie stellt auch keinen Erbscheinantrag. Der Rechtspfleger sagt zu ihr, das Gericht werde 

dies im Rahmen des Amtsermittlungsprinzips ohnehin überprüfen. Einige Tage später werden beide Kinder 

aufgefordert, Schriftproben des Vaters abzugeben, damit diese mit dem Testament verglichen werden 

können. Dann bestellt das Nachlassgericht ein graphologisches Gutachten. Der Schriftgutachter kommt zum 

Ergebnis, dass die Schrift im Testament zwar in etlichen Punkten vom früheren Schriftbild des Erblassers 

abweicht, dass aber nicht mit Sicherheit festgestellt werden kann, dass das Testament gefälscht ist. Die 

Mandantin ist zwar nicht überzeugt, nimmt es aber hin.  

 

Wer zahlt das Gutachten? 

Wochen später dann die böse Überraschung: Das Nachlassgericht schickt unserer Mandantin die Rechnung 

des Graphologen über 3.850 Euro und fordert sie auf, diese Gutachterkosten sofort zu zahlen. Zwar müsse 

die Kosten des Erbscheinverfahrens prinzipiell der Antragsteller tragen (also der Sohn), die Kosten des 

graphologischen Sachverständigengutachtens habe aber allein die Mandantin verursacht, weil sie ja die 

Echtheit des Testaments angezweifelt habe.  

 

Großes Entsetzen bei der Mandantin. Zur Erinnerung: Sie hatte sich nie schriftlich an das Amtsgericht 

gewandt, weder der Erteilung eines Erbscheins an den Bruder widersprochen, noch überhaupt einen Antrag 

auf Beteiligung am Verfahren gestellt. Sie hatte nur am Telefon darauf hingewiesen, dass die Schrift des 

Vaters „anders“ aussieht als in Briefen und Tagebucheinträgen. Nun war sie nicht nur enterbt, sondern 

sollte zudem noch die Gutachterkosten zahlen. 

 

Wir haben den Kosten widersprochen und nach einigem hin und her änderte das Amtsgericht  seine 

Entscheidung. Hier die genaue Begründung des Amtsgerichts: 

 

Beschluss 
 

Es wird davon abgesehen, der Beteiligten Z. die Kosten des Sachverständigengutachtens 

aufzuerlegen 

. 

Gründe: 
 

I. 

 

Der Erblasser (nachfolgend: E.) verstarb am 29.01.2013. Es liegt ein schriftliches 

Testament vom 13.02.2011 (Bl. 8 d.A.) vor, das mit Vornamen und Nachnamen von E. 

unterzeichnet ist. 

Z. vermutet, das Testament sei nicht komplett von E. verfasst worden (Niederschrift vom 

11.04.2013, Bl. 14/15 d.A.). 

 

Ein eingeholtes schriftliches Gutachten der Sachverständigen W (Bl. 44/75 d.A.) kommt zu 

dem Ergebnis, dass keine zwingenden Fälschungsindikatoren vorlägen, es ergäben sich 
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keine Hinweise für eine Mehrhändigkeit. Ein Ergänzungsgutachten bestätigte diese 

Einschätzung. Nach Erteilung des Auftrags teilt die Sachverständige dem Gericht mit: 

„Zwar bestehen nach einer ersten Vorprüfung der fraglichen Willenserklärung Bedenken 

gegen die Eigenhändigkeit des Testamentstextes.“ 

 

Der Erbschein wurde antragsgemäß erteilt. 

 

Der Erbe beantragt mit Schriftsatz seines Rechtsvertreters vom 27.09.2013 (Bl. 111 d.A.), 

die Verfahrens- und Gutachterkosten der Z aufzuerlegen, Z wendet sich gegen eine solche 

Entscheidung. 

 

II. 

 

Die Voraussetzungen für eine Auferlegung der Sachverständigenkosten auf die Beteiligte Z 

liegen nicht vor. 

Folgt einem auf Antrag vorzunehmenden Geschäft (Antrag auf Erbscheinserteilung ein 

Amtsgeschäft (Einholung eines Sachverständigengutachtens), so haftet als Kostenschuldner 

nach § 2 Nr. 1 KostO [§ 22 I GNotKG] der Antragsteller auch für solche 

Sachverständigenauslagen, die allein auf Grund der Einwände eines anderen Beteiligten 

veranlasst wurden. Zu Vermeidung von Unbilligkeiten muss das Gericht – jedenfalls bei 

einem entsprechenden Antrag oder wenn sich die Unbilligkeit aufdrängt – nach §§ 81 ff 

FamFG prüfen, ob es die Gerichtskosten einem Beteiligten ganz oder zum Teil auferlegt, § 

81 Abs. 1 S. 1 FamFG (OLG München Beschluss vom 30.04.2012, 31 Wx 68/12, juris Rz. 7 

m.w.N.). 

 

§ 81 FamFG geht nicht von einem Regel-Ausnahme-Verhältnis aus, wonach die Tragung 

der Kosten etwa des einhergehenden Amtsgeschäfts durch den Antragsteller die Regel 

darstellen würde, sondern erfordert eine Billigkeitsabwägung, ohne dass es darauf 

ankäme, die Hürde einer Regelwirkung zu überwinden (Schindler in MK-ZPO 3. Auflage 

2010 § 81 FamFG Rn 7; Keidel/Zimmermann, FamFG, 17. Auflage 2011, § 81 Rn 44; vgl 

auch die Gesetzesbegründung zu § 81 FamFG, BT-Drs 16/6308, 215). Um einem 

Beteiligten Kosten auferlegen zu können, ist es auch nicht erforderlich, dass Umstände 

vorliegen, die nach Art und Bedeutung den Regelbeispielen des § 81 Abs. 2 FamFG 

entsprechen (OLG Düsseldorf FGPrax 2011, §81 Rn 4), so kann ein Billigkeitskriterium in 

Antragsverfahren doch das Maß des Antragserfolges sein. Weitere Kriterien können die 

Verfahrensführung, das Vorbringen unwahrer Behauptungen, die Erkennbarkeit der 

Aussichtslosigkeit der Einwendung von Anfang an sowie schuldhafte Veranlassung des 

Verfahrens sein (OLG Düsseldorf FGPrax 2011, 207, 208). 

 

Dabei sind folgende Umstände maßgeblich: Es handelt sich um ein Amtsverfahren, es muss 

von Amts wegen überprüft werden, ob ein gültiges Testament vorliegt. Die Sachverständige 

hat in ihrem Eingangsschreiben mitgeteilt, dass Bedenken bzgl. der Eigenhändigkeit des 

Testamentstextes bestünden (Schreiben vom 16.06.2013), Bl 35 d.A.). 

 

Es war deshalb sinnvoll, die Eigenhändigkeit zu überprüfen, so dass es bei dem Grundsatz 

verbleibt, dass der Antragsteller die Kosten trägt. 

 

 

- - - 

 

 

Hier ging es für die Mandantin also gerade noch gut aus. Aber wohl nur, weil der Sachverständige bestätigt 

hatte, dass es gute Gründe gab, das Schriftbild für fragwürdig zu halten. Als Grundsatz bleibt es deshalb 

dabei, dass es finanziell riskant ist, die Wirksamkeit eines Testaments anzuzweifeln. Zwar gilt als Regel, 

dass der, der einen Erbschein beantragt, auch die Verfahrenskosten trägt. Allerdings kann das Gericht nach 

„Billigkeit“ (also nach Ermessen) bestimmte Kosten auch anderen Personen auferlegen.  



 

 

Man sollte deshalb in solchen Fällen offen ansprechen, ob das Gericht es von sich aus für nötig hält, ein 

Gutachten in Auftrag zu geben, oder ob das Gericht dies nur tut, weil einer Beteiligten am 

Erbscheinverfahren es verlangt. Dies gilt übrigens nicht nur im Fall einer möglichen Fälschung des 

Testaments, sondern ebenso für die viel häufiger auftretende Frage, ob der Ersteller des Testaments bereits 

dement und testierunfähig war. Psychiatrische Gutachten sind nämlich meist noch teurer als 

Schriftgutachten.  

 

Ausführliche Informationen zur Testierunfähigkeit wegen Alzheimer oder anderer Demenz in diesen 

Beiträgen hier:  

 

- Testierunfähigkeit wegen Demenz  
http://www.rechthaber.com/testierunfaehigkeit-wegen-demenz/ 

 

- Wie beweist man Testierunfähigkeit? 
http://www.rechthaber.com/opa-war-doch-laengst-dement-wie-beweist-man-testierunfaehigkeit/ 
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